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Unsere Seifen Marke V. S. K. sind jeder andern Marke 
ebenbürtig und dazu billiger im Preise. 


Zu verkaufen: A tüchtiger Mann sucht Stelle in eine Konsumbäckerei, 

u event. als Magaziner in einen Konsumladen. Gefl. Offerten 
1 Kühlmaschine, Schwefligsäuresystem, mit direkter an den Verband schweiz. Konsumvereine unter Chiffre A. L. 52 Basel. 
Verdampfung, Fabrikat von Schlüter & Gsell in Düsseldorf, min- 
destens 2500 Liter pro Stunde um 10 Grad kühlend, auch für 
Raumkühlung geeignet. 


1 Gleichstrommotor, 4 H., französisches Fabrikat. 
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Verband [chmweiz. Ronſumvexreine. 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. Gennieg ben 2A. Sbtaber 1909, nafiwmittngs punkt 1 Nr, 


im Gaſthof zum „Säntis“ in Appenzell. 


Nachfrage. 


esucht: Eine erste und eine zweite Verkäuferin in Traktanden: 
das Warengeschäft, Branchenkenntnisse absolut notwendig, 


französische Sprache erwünscht. Eintritt 1. November eventuell 1. Appell. 
1. Dezember 1909. 2. Verleſen des Protokolls. 
Selbstgeschriebene Offerten sind an die Verwaltung des Kon- 3. Eigenpackung und Eigenproduktion. Referent: Herr 
sumvereins Birsfelden zu richten, wo auch die bez. Reglemente E. Schwarz. 
und Verträge zur Einsicht aufliegen. 4. Mitteilung der Verwaltungskommiſſion des V. S. K. 
— 2 — = : = f N g st 120 
2% Konsumgenossenschaft Interlaken sucht für sofort eine a) betr. Sager Mi der Oſtſchweiz; . | 8 5 
tüchtige Verkäuferin mit Kenntnis der Warenbranche b) betr. Verſicherungsanſtalt ſchweiz. \ Referent: 5 
und Buchhaltung. Schriftliche Anmeldungen mit Gehaltsansprüchen Konſumvereine; Or. B. Jäggi. 
sind an die betreffende Verwaltung zu richten. ce) betr. Finanzangelegenheiten. 
5. Allgemeine Umfrage. 
Angebot. 5 r BE 
nn RR lee Nele: ’ Der Verband wird anläßlich dieſer Kreiskonferenz eine 
ür eine junge, intelligente Tochter, der französischen und | Ausſt ; 9 ö 
F deutschen Sprache in Wort und Schrift mächtig, auch einen Ausitellung der eigenen Packungen und der Eigenfabrikate 
Anfang im italienischen, wird Stelle in einem gutgeleiteten Konsum- arrangieren. ö 8 0 . 1 
verein gesucht. Sich zu wenden an Ulr. Dutler, Verwalter, Sevelen. Zu recht zahlreichem Beſuche ladet ein mit genoſſen— 
— - ſchaftlichem Gruß! 
Pings Bäcker, in der Gross- und Kleinbäckerei be- Der Kreisvorſtand: 
wandert, sucht Stelle als Oberbäcker in einem Konsum- 75 


Der Präſident: Der Aktuar: 
A. Allenſpach. 3. H. Tobler. 


verein. Offerten unter Chiffre O. B. 51 an den Verband schweiz. 
Konsumvereine, Basel. 
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Geſchäftsreiſende und Konfumvereine.*) 
(Preßſtimmen und Aktenſtücke aus beiden Lagern.) 


In letzter Nummer haben wir die Eingabe des Vereins 

ſchweizer. Geſchäftsreiſender vollinhaltlich abgedruckt; RR 
Inhalt der Eingaben der anderen Sektionen des 8. II. 
J. V. iſt uns nicht bekannt. Dagegen find wir in der 1 5 
nach dem Protokoll der Delegiertenverſammlung des S. II. 
u. I. V. vom 8. Mai 1909 die dort gefallenen Voten zu repro— 
duzieren. 

a) Das Votum des Referenten, Zentralſekretär 
des Vereins ſchweiz. Geſchäſtsreiſender, deckt ſich größten— 
teils mit der in letzter Nummer algedrugten Eingabe. 

b) Votum des Herrn Rudolf Roth, Vizepräſident des 
Verbandes ſchweizeriſcher Groſſiſten der Kolhonial— 
warenbranche: 

Der Verband ſchweizeriſcher Groſſiſten der Kolonialwarenbranche 
ſteht dem vom Verein ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender angeregten 
Verbot der Beteiligung eidgenöſſiſcher Beamter und Angeſtellter an 
Konſumvereinen ſympathiſch gegenüber. 

Die Frage iſt vom Zentralvorſtand unſeres Verbandes ein⸗ 
gehend geprüft worden, und wir haben unſere Wünſche n und Anträge 
dem Vorort in einer motivierten Eingabe eingereicht. Die Zeit wäre 
wohl zu kurz, um hier noch einmal einläßlich auf jede Einzelheit 
einzutreten; ich darf hiervon um ſo eher abſehen, als die Sache von 
dem Referenten ziemlich erſchöpfend behandelt worden iſt, und wir 
uns ſeinen Schlußſolgerungen und Anträgen anſchließen können. 

Auch unſer Erſuchen an den Vorort gipfelt in dem Antrag, 
der Vorort möge mit aller Entſchiedenheit dahin wirken, daß der 
vom Bundesrat für die Lebensmittel-Inſpektoren ausgeſprochene 
Grundſatz, wonach dieſen nicht geſtattet if, neben ihrem Amte irgend 
eine Tätigkeit auszuüben, in welcher dieſelben ihre im Amte er— 
worbene Einſicht in die ihnen unterſtellten Betriebe verwenden 
könnten, auch auf die übrigen eidgenöſſiſchen Beamtungen ausge- 
dehnt werde, welche hier in Betracht kommen können. Wir meinen 
in erſter Linie die Zoll-, Poſt⸗, Telegraphen- und Eiſenbahn-Beamten 
und Angeſtellten. 

Wenn ſchon die Schweizeriſche Handelskammer dem Vorort 
gegenüber den Wunſch ausgedrückt hat, der Vorort möge in dieſer 
Angelegenheit ſich einer eigenen Stellungnahme enthalten und ſich 
darauf bejchränten, die Frage den Sektionen zur Vernehmlaſſung 
zu unterbreiten, ſo iſt doch der Vorort durch die zahlreich einge 
langten Eingaben der Sektionen, ſowie durch das eben angehörte 
Referat des Herrn Jordan in den Stand geſetzt, den Bundesrat über 
die Wünſche und Erwartungen eines ſehr großen Teiles der ſchwei 
zeriſchen Kaufmannſchaft aufzuklären. 

Dem Vorort aber danken wir, daß er in ſo erheblichem Maße 
dazu beigetragen hat, in dieſe für uns wichtige Frage mehr Klar— 
heit zu bringen. Wir danken ihm ferner für die Mühe, welche er 
ſich nicht nehmen laſſen wird, um unſere Wünſche und Anträge dem 
Bundesrate zu unterbreiten und deren Verwirklichung zu fördern. 


c) Votum des Herrn Dr. L. Beguin, Sekretär der 
Union vaudoise de commerce et de Vindustrie: 

Bei der Prüfung der Frage, ob den eidgenöſſiſchen Beamten 

) Bei der „mise en pages“ der letzten Nummer haben ſich in 
der 2. Spalte von pag. 318 und in der 1. und 2. Spalte von pag. 319 
Verſchiebungen eingeſtellt, die leider erſt zu ſpät entdeckt wurden. 
Dieſe Verſchiebungen betreffen den Auszug aus dem Referat des 
Herrn Dr. Schuler und machen dasſelbe für jeden Leſer, der die Ueber 
gänge nicht lange ſucht, undeutlich. Um das Verſehen gut zu machen, 
wird dieſer Nummer ein korrekter Abzug der pag. 318 und 319 bei 
gelegt, der der Beachtung unſerer Leſer empfohlen wird und ſpäter 
beim Einbinden als Tektur verwendet werden kann. 
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die Teilnahme an der Verwaltung oder Leitung von Konſumgenoſ— 
ſenſchaften geſtattet ſein ſoll, kann man ſich entweder auf den Boden 
der abſoluten wirtſchaftlichen Freiheit ſtellen, oder aber auf den 
Boden des Schutzes der Intereſſen der Handeltreibenden. 

Wenn wir nun auch grundſätzlich Anhänger der wirtschaftlichen 
Freiheit jind, jo müſſen wir doch auf eine ſolche Freiheit dann ver— 
zichten, wenn es ſich um Fragen! handelt, wo dieſe Freiheit tatjäch- 
lich nicht eine vollſtändige iſt. Das trifft in der jetzt vorliegenden 
Frage zu. 

Die eidgenöſſiſche Verwaltung der Poſt, der Zölle uſw. iſt nicht 
der Herrſchaft der freien Konkurrenz unterworfen; fie genießt viel— 
mehr ein abſolutes Monopol, das den Kaufmann und den Indu— 
ſtriellen zwingt, ſich ihrer Vermittlung zu bedienen, ihr ſeine Tele— 
gramme, ſeine Sendungen anzuvertrauen, ohne daß er die Möglich— 
keit hätte, ſich für dieſe Dienſte an Dritte zu wenden. 

Umgekehrt ſteht es der Bundesverwaltung und ihren Beamten 
frei, zu kaufen, wo ſie wollen, und ſie profitieren ſo von der freien 
Konkurrenz. Es liegt hier eine Ungleichheit vor, die es begreiflich 
erſcheinen läßt, warum der Verein ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender 
Klage führt über den derzeitigen Stand der Sache, d. h. darüber, 
daß die eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten infolge ihres Amtes 
in der Lage ſind, den Konſumvereinen Aufſchlüſſe und Mitteilungen 
zukommen zu laſſen, die ihnen die Konkurrenz mit den übrigen 
Handeltreibenden erleichtern, ohne daß aber die letzteren ſich der 
Dienſte der eidgenöſſiſchen Verwaltung entziehen dürften. Auf dieſen 
Standpunkt muß man ſich ſtellen, wenn man über die Begründetheit 
des Antrages des Herrn Jordan entſcheiden will. 

In wirtſchaftlicher Hinſicht iſt auch wohl zu beachten, daß 
manche Gemeinden große Opfer gebracht haben, um die Schaffung 
eines beſtimmten Verwaltungszweiges zu erleichtern, und dies in 
der Hoffnung, daß von dem Bevölkerungszuwachſe infolge der 
Schaffung des betreffenden Verwaltungszweiges Handel und Indu— 
ſtrie der Gemeinde Vorteil hätten. Wenn nun aber die Angeſtellten 
dieſes Verwaltungszweiges einen Konſumverein gründen, jo werden 
die Handel- und Gewerbetreibenden jener Gemeinde ihres berech— 
tigten Verdienſtes beraubt, und die Konſumgenoſſenſchaft wird um 
jo erfolgreicher ſein, als ihre Leiter in die Lage geſetzt find, die ge» 
nauen Verhältniſſe der Handeltreibenden des Ortes zu kennen. 

Analog läge der Fall, wenn die mit dem Vollzug des Fabrik- 
geſetzes betrauten Beamten, denen nach dem neuen Entwurfe jeder- 
zeit während des Betriebes der Eintritt in alle Fabrikräume zu ge— 
ſtatten iſt, einer Produktionsgenoſſenſchaft beiträten: welches wäre 
dann noch die Garantie gegen Verletzung von Fabrikationsgeheim— 
niſſen. 

So ſicher es iſt, daß das Genoſſenſchaftsprinzip nicht bekämpft 
werden kann, ſo frei jeder in der Wahl ſeiner Bezugsquellen ſein 
ſoll und die freie Konkurrenz im Handel herrſchen muß, ſo abſolut 
feſtſtehend ſollte es aber auch anderſeits ſein, daß dieſe Konkurren 
nicht der einen oder andern Partei erleichtert werden darf durch 
Mittel, die aus der Ausübung eines Monopols der eibgenöffifchen 
Verwaltung reſultieren, zumal die Garantie für die Geheimhaltung 
deſſen, was durch die Vermittlung dieſer Verwaltung geſchieht, bei 
weitem nicht eine genügende iſt. 

Alle dieſe Motive ſprechen für den Antrag des Vereins ſchwei— 
zeriſcher Geſchäftsreiſender. 


d) Votum des Herrn H. Jaccard, Delegierter der 
Genfer Handelskammer: 

Die Genfer Handelskammer hat ſich mit der Sache eingehend 
befaßt und iſt, wie ſie dem Vorort mitteilte, zu der Anſicht gelangt, 
daß es ihr nicht zukommen könne, dem Bundesrate zu empfehlen, den 
eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten die Beteiligung an der Ver 
waltung von Nicht. Erwerbsgeſellſchaften oder die Gründung ſolcher 
zu verbieten. Der Bundesrat hat dafür zu ſorgen, daß die Bundes 
beamten ihrem Dienſte die durch Geſetze und Verordnungen vorge⸗ 
ſchriebene Zeit widmen, und er iſt unſeres Wiſſens immer einge⸗ 
ſchritten, wenn er in dieſer Hinſicht Mißbräuche gefunden hat. Da⸗ 
durch, daß man von ihm Beſchlüſſe verlangt, die Ausnahme— 
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maßregeln für eine beſtimmte Klaſſe von Bürgern bedeuteten, 
würde man ihn auf einen verfaſſungswidrigen und zugleich 
für die Allgemeinintereſſen des Landes gefährlichen 
Weg drängen. Es iſt dabei auch an die Schwierigkeiten zu er— 
innern, auf welche die Anwendung und die Kontrolle der vom 
Bundesrate in dem angeregten Sinne erlaſſenen Beſchlüſſe ſtoßen 
würden. 

Die Genfer Handelskammer ſteht bei der vorliegen 
den Frage wie immer auf dem Boden des wahren Libe— 
ralismus; ſie will keine Ausnahmemaßregeln. Sie ver— 
ſteht die Argumente des Vereins ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender 
und der übrigen Befürworter eines allgemeinen Verbotes ſehr wohl. 
Der Erlaß dieſes Verbotes durch den Bundesrat würde aber eine 
Verbitterung der eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten zur Folge 
haben und ein Beamtenproletariat („proletariat administratit“) 
ſchaffen. Auch in der Preſſe würde es wohl Aufſehen erregen, wenn 
die Delegiertenverſammlung des Schweizerischen Handels- und In— 
duſtrie Vereins den Antrag des Vereins ſchweizeriſcher Geſchäfts— 
reiſender annehmen würde. 

e) Votum des Herrn W. Preiswerk-Imhoff, Dele— 
gierter der Basler Handelskammer: 

Es iſt ein Irrtum, wenn die Stellungnahme in der vorliegen— 
den Frage und die Befürwortung des Verbotes der Beteiligung eid 
genöſſiſcher Beamter an Konſumvereinen als gegen die Konſum— 
vereine gerichtet dargeſtellt wird. Die Frage iſt nicht: für oder wider 
Konſumvereine, ſondern vielmehr die, ob eine Beſchränkung, die dem 
Privatbetrieb auferlegt iſt und in die er von jeher eingewilligt hat, 
zugunſten eines andern Betriebes, der ſich an die Stelle des Pri— 
vatbetriebes ſetzen möchte, aufgehoben werde und teine Geltung 
haben ſoll. 

Die Frage iſt alſo, ob der Privatbetrieb mindern Rechtes iſt 
als dieſer andere Betrieb. Die Sache berührt uns alle je länger je 
mehr; je mehr der genoſſenſchaftliche Betrieb nicht nur die Ver— 
mittlung aller Waren, ſondern auch ihre Produktionen erſtrebt. 

Den genoſſenſchaftlichen Betrieb an dieſer Vermittlung und an 
der Eigenproduktion zu hindern, iſt nicht Sache der öffentlichen Or— 
gane und auch nicht Sache des Schweizerischen Handels- und In— 
duſtrie-Vereins. Aber das iſt Sache des Handels- und Induſtrie— 
Vereins, daß er deutlich und klar in Bern zu erkennen gebe, daß 
von vornherein ein Intereſſen- und Pflichtenkonflikt entſtehe, wenn 
eidgenöſſiſche Poſt-, Zoll- und Verkehrsbeamte die Vorſtandsſtelle 
oder ſonſt eine Tätigkeit in einer Handels- und Produktionsgenoſſen— 
ſchaft übernehmen, gerade ſo ſehr, als wenn ſie eine Stelle in einem 
privaten Handels- und Produktionsbetrieb übernehmen würden. 

Das eine wie das andere. Die Unvereinbarkeit dieſer Doppel 
ſtellung eidgenöſſiſcher Beamten gibt ſelbſt das offizielle Organ der 
Konſumvereine zu. Es ſchrieb am 16. November 1901 (Schweiz. 
Konſum-Verein, Band I, S. 436): 

„Daß Bundesbeamten nicht in Erwerbsgeſellſchaften in leiten 
der Stellung amten ſollten, iſt auch unſere Anſicht. Inſofern daher 
Konſumvereine ſich als Exwerbsgeſellſchaft qualifizieren, gehören 
Bundesbeamte nicht in ihren Verwaltungsrat. Dieſe Konſequenz 
akzeptieren wir rückhaltslos.“ 

Aber gleich darauf, um das eben ausgeſprochene Prinzip in 
der Praxis unwirkſam zu machen, erhebt es die Frage, welche Kon— 
ſumvereine als Erwerbsgeſellſchaften zu betrachten ſeien und welche 
nicht, und ſtellt den Geſichtspunkt auf, daß dieſe letzteren nicht unter 
das obige Prinzip fallen ſollen. Der Bundesrat bekennt ſich zu dieſer 
Unterſcheidung zwiſchen Konſumvereinen, die Erwerbsgeſellſchaften 
ſeien, weil ſie über den Kreis ihrer Mitglieder hinaus ihre Waren 
verkaufen, und ſolchen, die keine ſind. Konſumvereine, wie derjenige 
in Baſel, ſagt er, ſeien ja natürlich Erwerbsgeſellſchaften. Aber dabei 
paſſiert ihm nun gerade das Mißgeſchick, daß er einen Konſum⸗ 
verein herausgreift, der ſtatutariſch nur an Mitglieder verkaufen 
ſollte, der alſo nach dem oben aufgeſtellten Prinzip von dem Aus— 
ſchluß der eidgenöſſiſchen Beamten nicht betroffen werden ſollte. Eine 
ſolche Unterſcheidung iſt keine Unterſcheidung. 

Der einzige klare und vorurteilsloſe Standpunkt, der Stand— 
punkt, den unſere heutige Verſammlung einnehmen ſollte, iſt der, 
daß es mit den Intereſſen der eidgenöſſiſchen Verwaltung unver 
einbar iſt, wenn ihre Beamten in eine ſolche Doppelſtellung gebracht 
werden, wo auch für den Redlichſten unter ihnen ein Intereſſen— 
und Pflichtenkonflikt entſteht, und das trifft namentlich zu für den 
Beamten der Poſt, des Telegraphen, des Zolles, der Eiſenbahnen, 
der Lebensmittelkontrolle und der Schweizeriſchen Nationalbank. 

Wenn darauf hingewieſen wird, daß auch im Privatbetrieb 
Indiskretionen begangen werden, ſo iſt das doch eine ganz andere 
Sache. Der Arbeitgeber kann jchon bei dem geringſten Verdacht 
einer Indiskretion ſeines Angeſtellten denſelben kalt ſtellen, wie er 
ja von vornherein die freie Auswahl in der Anſtellung hat. Und 
wird die Indiskretion gegenüber Dritten begangen zu ungunſten 
desjenigen, der den Privatbetrieb in Anſpruch nimmt, ſo hat auch 
der letztere beim geringſten Verdacht die Freiheit, ſich einer andern 
Vermittlung zu bedienen. 

Es ſind mir Fälle bekannt, wo tatſächlich die Bankverbindung 
gelöſt wurde, weil höhere Angeſtellte eine Verwaltungsrats- oder 
eine ähnliche Stelle in einem Konſumverein angenommen hatten, 
und Herr Jordan hat bereits mitgeteilt, daß der Chef der Güter- 
expedition einer ſchweizeriſchen Eiſenbahn vor Jahren in die Ver— 


waltungsbehörde des Konſumvereins gewählt wurde, und daß da— 
mals allen Ernſtes unter einigen Basler Firmen die Frage ventiliert 
wurde, ob man nun nicht beſſer ſeine Waren vom Mittelmeer durch 
Frankreich und durch das Elſaß via Güterexpedition der Eläſſerbahn 
nach Baſel beziehe. Man hätte damit ja nichts anderes getan, als 
das Prinzip in die Praxis umgeſetzt, das der Bundesrat in aller— 
neueſter Zeit bei den Vollziehungsverordnungen zum Lebensmittel— 
geſetz aufſtellt (Art. 13 der Verordnung betr. die techniſchen Befug— 
niſſe der kantonalen Lebensmittelinſpektoren und der Ortsexperten 
vom 29. Januar 1909), wonach ein Geſchäftsmann die Kontrolle durch 
einen Konkurrenten als Ortexperten rekurſieren kann. Der Beamte 
in dem vorerwähnten Falle iſt ja dann allerdings von ſeinem Amte 
ſchließlich zurückgetreten, aber der Vorgang zeigt, welches die Folgen 
ſind, wenn die verſchiedenen Erwerbsgruppen in unſerem Lande 
verſchieden behandelt werden wollen, und meines Wiſſens exiſtiert 
überhaupt noch keine Verordnung hinſichtlich der Eiſenbahnen, ſeit— 
dem fie verſtaatlicht worden find. 

Es iſt ſchon darauf hingewieſen worden, wie dieſe Verkehrs— 
beamten in ihrem Dienſte ſich Einblicke in alle nur wünſchenswerten 
und möglichen Geſchäftsinterna verſchaffen können. Ihre Kontrolle 
iſt das kaudiniſche Joch, unter dem jeder hindurch muß. Da iſt es 
meines Erachtens nur billig und ganz im Intereſſe eines richtigen 
Dienſtes dieſer Beamten liegend, wenn von vornherein der Verdacht 
und die Möglichkeit ausgeſchloſſen wird, daß ſie ihre im Amte er— 
worbene Kenntnis in irgend einem andern Betriebe, ſei es nun ein 
privater oder ein genoſſenſchaftlicher, verwerten können. 

Es genügt nicht, zu warten, bis tatſächlich Indiskretionen vor— 
liegen, für welche in den meiſten Fällen poſitive Beweiſe fehlen 
oder nur ſchwer zu erbringen ſind, ſondern es muß von vornherein 
der Beamte nicht in eine Doppelſtellung gebracht werden, wo es ihm 
eigentlich zur Pflicht gemacht wird, die im Amte erworbene Detail 
kenntnis außerhalb desſelben zum direkten Nachteil der anderen Be— 
triebe zu verwerten. Daß der Beamte in indiskreter Weiſe ſeine 
Amtserfahrung anderen Genoſſenſchaftern zur Kenntnis bringen kann, 
iſt etwas ganz verſchiedenes; das kann er und das kann jeder in 
jeder Stellung, wenn er indiskret und pflichtvergeſſen iſt, aber er 
muß es nicht recht eigentlich. 

Nun geht mir aber Herr Jordan mit ſeinem Antrag auf un 
bedingten Ausſchluß aller eidgenöſſiſchen Beamten und zwar von 
vornherein zu weit. Es ſprechen doch noch eine Reihe anderer Gründe 
für ein weniger exkluſives Vorgehen, das nach meinem Empfinden 
nicht der Billigkeit entſpricht. Aber das ſcheint mir ein Kardinal 
punkt zu ſein und eine Notwendigkeit, daß der Ausſchluß klar und 
von vornherein bei allen eidgenöſſiſchen Verkehrsbeamten (Bojt-, 
Telegraphen-, Eiſenbahn- und Zollbeamten) ſowie den Beamten der 
Lebensmittelkontrolle und der Nationalbank ausgeſprochen werde 
und der Bundesrat uneingeſchränkt dieſem Prinzip nachkomme. 


f) Votum des Herrn Dr. O. Vogt, Vizepräſident 
des Syndikats für die Intereſſen der ſchweizeriſchen 
Pharmacie: 

Einer der ſpringenden Punkte in der vorliegenden Frage ſcheint 
mir in der Interpretation des Begriffes Erwerbsgeſellſchaft zu liegen, 
und es wäre wohl notwendig, daß der Vorort bei der Behandlung 
einer eventuellen Eingabe ſich vorerſt eingehend mit dieſer Inter— 
pretation beſchäftigen würde. 

Sie haben aus den Ausführungen des Herrn Referenten ge— 
hört, daß freilich bei vielen Konſumgenoſſenſchaften ſtatutariſch be» 
ſtimmt iſt, daß ſie nur an Genoſſenſchafter bezw. Mitglieder Waren 
abgeben, daß aber die Praxis ſich gar nicht an dieſe Beſtimmungen 
hält, die für die Definition der „Exwerbsgeſellſchaft“ von großer 
Wichtigkeit ſind. Der Referent hat Ihnen als Beiſpiel den Konſum 
verein Baſel genannt; ich bin wohl hier nicht der Einzige, der 
ſolche Beiſpiele von anderen Konſumvereinen vorbringen könnte; es 
en 1 anzunehmen, daß dieſer Abuſus ſozuſagen allgemein 
beſteht. 

Ich erlaube mir, als Vertreter meines Verbandes, Sie auf 
analoge Verhältniſſe aufmerkſam zu wachen auf dem Gebiete der 
Konſum- bezw. Genoſſenſchafts-Apotheken. Sie haben wahrſcheinlich 
Kenntnis genommen von einer dieſe Inſtitute ausführlich beleuch— 
tenden Artikel⸗Serie, die unlängſt in der „Neuen Zürcher Zeitung,. 
erſchien. In einer Erwiderung auf dieſe Darſtellungen führte ein 
„Weſtſchweizer“ als Verteidiger der Genoſſenſchaſts-Apotheken an, 
daß allerdings bei vielen Genoſſenſchafts-Apotheken der bedauerliche 
Uſus beſtehe, Heilmittel auch an andere Perſonen als nur an Mit- 
glieder der Genoſſenſchaft abzugeben. Er geſteht alſo, daß hierin ein 
Abuſus vorliege. So ſehen wir denn auch, daß z. B. bei den Genfer 
Genoſſenſchafts-Apotheken, die ſtets als leuchtende Beiſpiele für die 
Proſperität ſolcher Inſtitute als wohltätige Einrichtungen für die 
Preisregulierung der ſo teuren Heilmittel angeführt werden, der 
Umſatz derſelben zu mindeſtens 85% auf die Kundſchaft des voll 
zahlenden allgemeinen Publikums entfällt. Die reſtierenden 15% Ge— 
noſſenſchafter-Kundſchaft erzielen jo allerdings relativ enorme Divi— 
denden, aber eben auf Koſten der 85% des vollzahlenden Publikums, 
das dieſe Apotheken frequentiert in der Meinung, ganz weſentliche 
Vorteile zu genießen. 

Dieſe Verhältniſſe ſind in gewiſſem Umfange bei allen be— 
ſtehenden Genoſſenſchafts-Apotheken nachzuweiſen. Der geſchilderte 
Mißbrauch iſt aber der grundlegende Faktor für die Exiſtenz bezw. 
die Proſperität der Konſum-Apotheken. Und dieſer Faktor iſt es auch, 


der den Kampf der Privat Apotheker gegen die Genoſſenſchafts-Apo 
theken herausfordert. 

Sie ſehen an vorſtehender Parallele, daß auch auf dieſem Ge— 
biete der Begriff der Erwerbsgeſellſchaft von einſchneidender Be— 
deutung iſt. ; 

Ich erachte es daher als zweckmäßig und notwendig, daß der 
Vorort für eine eventuelle Eingabe ſich in erſter Linie mit der In— 
terpretation des Begriffes „Erwerbsgeſellſchaft“ in bezug auf die 
Konſumvereine und unter Hinweis auf die beſtehende Praxis be— 
ſchäftige und die Frage abkläre, da ſie grundlegend iſt für die even 
tuelle Tragweite des aufzuſtellenden Verbotes. 


g) Replik des Herrn Dr. Schuler, Sekretär des 
Vorortes: 

Sekretär Dr. Schuler präziſiert feinen im Referat für die 
Sitzung der Schweizeriſchen Handelskammer vom 5. Dezember 1908 
eingenommenen Standpunkt. Bei der vom Verein ſchweizeriſcher 
Geſchäftsreiſender geſtellten Frage, ob es nicht tatſächlich wünſchens⸗ 
wert und auch rechtlich zuläſſig ſei, daß der Bundesrat den eid— 
genöſſiſchen Beamten und Angeſtellten die Beteiligung an der Ver 
waltung jeder Art von Konſumvereinen und ähnlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften, ſowie die Gründung ſolcher Unternehmungen ohne Aus- 
nahme unterſage, war zuerſt die rechtliche Seite der Frage abzu— 
klären, damit man nicht etwa Gefahr lief, daß eine auf bloß wirt- 
ſchaftliche Verhältniſſe geſtützte Eingabe eventuell aus rein rechtlichen 
Gründen von vornherein abgewieſen werden mußte. 

Der Sprechende möchte heute auf der rechtlichen Seite der 
Frage nicht weiter inſiſtieren; wenn ſelbſt die Theſe des Referenten 
formell-rechtlich zutreffend wäre, daß der Bund ſeinen Beamten und 
Angeſtellten gegenüber in demſelben Verhältnis ſtehe und dieſelben 
Rechte habe wie der private Unternehmer ſeinen Angeſtellten gegen— 
über: in der Praxis liegen jedenfalls die Verhältniſſe nicht gleich. 
Ein gänzliches Verbot der Beteiligung eidgenöſſiſcher Beamter und 
Angeſtellter an der Verwaltung von Konſum-Genoſſenſchaften ſcheint 
dem Sprechenden nicht möglich. Wenn der Bund den Beamten und 
Angeſtellten die Beteiligung an allen politiſchen Vereinen im wei— 
teſten Umfang geſtattet, dann wäre es etwas ſonderbar, wenn er 
fie von wirtſchaftlichen Organiſationen, welche die ökonomiſche Beſſer— 
ſtellung ihrer Mitglieder bezwecken, ausſchließen würde. 

Der Referent iſt etwas kurz über die Frage der Gründung 
bejonderer Beamten-Konſumvereine hinweggegangen, indem er argu— 
mentierte, daß, wenn die Beteiligung an der Verwaltung von Kön— 
ſumvereinen den Beamten unterſagt iſt, ſie dann auch keine beſon— 
deren Beamten -Konſumvereine gründen könnten, weil dieſe not— 
wendigerweiſe eine Verwaltung durch Beamte zur Vorausſetzung 
hätten. Es ließe ſich immerhin fragen, ob die Gründung von Be— 
amten-Konſumvereinen nicht doch möglich wäre und zwar in der 
Weiſe, daß man die Verwaltung durch Drittperſonen, die nicht eid— 
genöſſiſche Beamte ſind, beſorgen ließe. 

Das Tatſachenmaterial, auf das geſtützt das allgemeine Verbot 
der Beteiligung von eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten an 
Konſumvereinen verlangt wird, erſcheint als ein außerordentlich 
ſpärliches. Der Referent ſagte, daß ihm mehrere Fälle 
von Mißbräuchen mündlich berichtet worden ſeien; leider 
hat er dieſe im Referat nicht weiter ausgeführt. Im übrigen ſind 
es nur zwei Fälle, mit denen operiert wird. Der eine betrifft 
den Chef der Güterexpedition in Baſel. Gerade hier hat es ſich aber 
gezeigt, daß auf die Beſchwerde des Handelsſtandes hin dem be— 
treffenden Beamten die Annahme der Verwaltungsſtelle im Konſum— 
verein unterſagt wurde. 

Was ferner den von Herrn Narbel in der Sitzung der Handels— 
kammer erwähnten und allmählich zum Schulbeiſpiel gewordenen 
Fall des Aushilfsbriefträgers in Lucens anbelangt, ſo iſt zu be— 
achten, daß ſich Herr Narbel betreffend deſſen Indiskretion nicht 
ganz ſo poſitiv ausgedrückt hat. Nach dem Protokoll jener Sitzung 
ſagte Herr Narbel bloß, der Aushilſsbriefträger hätte wahrſchein— 
lich die zufolge ſeines Amtes erworbenen Kenntniſſe 
in ſeiner gleichzeitigen Stellung als Vorſtandsmitglied 
der Konſumgenoſſenſchaft zum Schaden der Induſtriellen 
und Handeltreibenden in Luceens verwendet. Der Vorort 
hat nun in dieſem Falle bei der Schweizeriſchen Oberpoſtdirektion 
noch nähere Erkundigungen eingezogen und folgende Auſſchlüſſe 
erhalten: 

Nach den Beſtimmungen der Vollziehungsvorſchriſten für die 
Poſtverwaltung zur Verordnung des Bundesrates über die Unver— 
einbarkeit anderweitiger Stellen und Berufe mit eidgenöſſiſchen An— 
ſtellungen haben Angeſtellte der Poſtbureaux III. Klaſſe (Lueens iſt 
ein ſolches), welche Verwaltungsſtellen bei Konſumgenoſſenſchaften 
zu bekleiden wünſchen, unter allen Umſtänden um die Bewilligung 
dazu einzukommen. Der Entſcheid hierüber ſteht der Oberpoſtdirektion 
zu. Die Bewilligung wird nur erteilt, wenn der Angeſtellte an der 
Erfüllung ſeiner dienſtlichen Verrichtungen in keiner Weiſe gehindert 
wird und das Poſtgeheimnis nicht als gefährdet erſcheint. In dem 
Falle des Aushilfsbriefträgers in Lueens glaubt die Kreispoſtdirektion 
Lauſanne von der Einholung einer oberbehördlichen Bewilligung 
abſehen zu dürfen, weil ſie der Meinung war, daß die Beſtimmungen 
der vorerwähnten Verordnung auf den zu der Verwaltung in keinem 
ſtändigen Anſtellungsverhältnis ſtehenden Aushelfer nicht anwendbar 
ſeien. Gründe zur Annahme, daß eine Gefährdung des Poſtgeheim— 
niſſes vorliege, waren keine da. Die Verwertung von im Dienſte 


331 
erworbenen Kenntniſſen in der Weiſe, wie ſie Herr Narbel dem in 
Rede ſtehenden Aushelfer zugemutet hat, wäre allerdings als Poſt— 
geheimnisverletzung zu betrachten und auf Grund der einſchlägigen 
Beſtimmungen des Bundesſtrafrechtes (Art. 54) zu beſtrafen. Den 
Akten zufolge vermochte aber Herr Narbel keine einzige 
beſtimmte Tatſache anzuführen, welche die Vermutung 
einer Poſtgeheimnis verletzung ſeitens des Aushelfers 
in Lucens als berechtigt erſcheinen laſſen könnte. Aus 
dieſen Gründen müſſe daher die Oberpoſtdirektion ſich grundſätzlich 
mit der Kreispoſtdirektion Lauſanne an Herrn Narbel erteilten Be 
ſcheid einverſtanden erklären, wenn ſie auch gewünſcht hätte, daß 
der Fall von der Direktion etwas eingehender geprüft und ihr zur 
Entſcheidung unterbreitet worden wäre. 

Aus dieſer Vernehmlaſſung der ſchweizeriſchen Oberpoſtdirektion 
iſt deutlich zu erſehen, daß die Behörde durchaus gewillt iſt, gegen 
allfällige Mißbräuche einzuſchreiten, daß aber gerade in dem Falle 
des Hilfsbriefträgers in Lucens den Akten zufolge der Beweis für 
irgend eine Indiskretion bezw. Verletzung des Poſtgeheimniſſes nicht 
erbracht werden konnte. Wegen bloß gefürchteter Mißſtände 
nun aber ein allgemeines Verbot der Beteiligung eid— 
genöſſiſcher Beamter und Angeſtellter an der Verwal— 
tung von Konſum vereinen zu fordern, dürfte doch zu 
weitgehend ſein. Wir haben ſchon heute der Verbote 
genug und werden allgemach noch unter ihrer Laſt er- 
ſticken. Der Schweizeriſche Handels- und Induſtrie-Verein ſollte 
dieſen Weg der Verbote nicht beſchreiten. 

Der Sprechende fügt noch bei, daß die drei Sektionen, die in 
ihren Eingaben nicht abſolut für oder gegen die Anregung des 
Vereins ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender Stellung genommen haben, 
doch wohl eher auf ſeinem, dem Sprechenden, Standpunkt ſtehen 
als auf dem des Referenten, wie derſelbe erklärte. 

Ueber den Erfolg dieſer Voten haben wir im einleitenden 
Artikel (Nr. 38) berichtet. 

Nachdem wir unſern Leſern zur Kenntnis gebracht, 
was für und gegen die genoſſenſchaftliche Betätigung der 
Bundesbeamten im S. II. u. I. V. und in den abgedruckten 
Zeitungsſtimmen vorgetragen worden iſt, wollen wir dazu 
übergehen, alle dieſe Aeußerungen vom Standpunkt des 
Genoſſenſchafters aus zu prüfen. (Fortſetzung folgt.) 


Das eidgenöſſiſche Lebensmiltelpolizeigeſeh. 
(Fortſetzung.) 
12. Kaffee, Kaffeeſurrogate, Tee, Kakao, 
Schokolade und Gewürze. 


Art. 136 und 137 enthalten Vorſchriften, die für alle 
in dieſem Abſchnitt genannten Waren gelten ſollen: Unter 
der üblichen Warenbezeichnung Kaffee, Tee, Kakao, Pfeffer ꝛc.) 
darf nur das unvermiſchte und unverdorbene Naturpro— 
dukt in den Verkehr gebracht werden und künſtliche Prä— 
parate (z. B. künſtliche Kaffeebohnen, künſtliche Pfeffer— 
körner ꝛc.), die in der äußeren Form ein Naturprodukt 
der in dieſem Abſchnitt behandelten Gattung vortäuſchen, 
dürfen weder hergeſtellt (alſo auch nicht einmal zu De— 
monſtrations- oder Unterrichtszwecken) noch in den Ver— 
kehr gebracht werden. 

Die Vorſchriſten über Kaffee haben von dem ur— 
ſprünglichen Entwurf des Bundesrates bis zur endgültigen 
Löſung verſchiedene Wandlungen durchgemacht. Urſprüng— 
lich war das Färben, Quellen und Anröſten der 
Kaffeebohnen abſolut verboten, jetzt iſt es geſtattet, wenn 
durch dieſe Manipulationen nicht eine Täuſchung in Be— 
zug auf Urſprungsland und Qualität des Kaffees bezweckt 
werden ſoll. Anfänglich war vorgeſehen, daß Kaffee bis 
zu 10% Einlage (minderwertige Bohnen, Schalen, 
Steinchen und ſonſtige Fremdkörper) enthalten dürfe. Jetzt 
iſt der zuläſſige Gehalt auf 5% reduziert worden. Hier 
liegt einer der wenigen Fälle vor, in denen unſere Ein— 
gabe ſchärfere Beſtimmungen verlangen mußte. „Wir waren 
erſtaunt“, heißt es in unſerer Eingabe, „in dieſer Ver— 
ordnung, die der Sanierung des Verkehrs mit Lebens— 
mitteln dienen ſoll, eine Beſtimmung zu finden, nach der 
geſtattet ſein ſoll, daß im Kaffee bis zu 10% ſogenannte 
Einlagen ſich befinden dürfen. Wir ſehen in dieſer Be— 
ſchwerung des Kaffees mit wertloſen Subſtanzen ein un— 
lauteres Geſchäftsgebahren, dem gegenübergetreten werden 
ſollte und beantragen daher, den Prozentſatz der ſoge— 
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nannten Einlagen auf höchſtens 5% feſtzuſetzen“. Wie 
erwähnt, war dieſe Eingabe von Erfolg begleitet. 

Der Kaffee wird öfters poliert und meiſtens mit 
Sägeſpähnen. In den Furchen der Kaffeebohnen ſetzen ſich 
dann ſolche Poliermittel feſt. Das Polieren iſt nun nicht 
verboten, wohl aber wird vorgeſchrieben, daß die Polier— 
mittel nicht als Kaffee verkauft werden dürfen. Kaffee, der 
noch Teile dieſer Poliermittel enthält, iſt zu beanſtanden. 
Kaffee, der auf dem Transport durch Meerwaſſer gelitten 
hat (havarierter Kaffee) oder ſonſtwie verdorben, ſchim— 
melig oder übelriechend iſt, darf ebenfalls nicht in den 
Verkehr gebracht werden. 

Beim geröſteten Kaffee iſt gleich wie beim Roh- 
kaffee vorgeſchrieben, daß er nicht mehr als 5% — ur⸗ 
ſprünglich waren auch 10% zuläſſig — verkohlte Bohnen 
und keine fremden Früchte oder Samen enthalte. Selbſt— 
verſtändlich iſt Beimiſchung von ausgezogenen Kaffeebohnen 
ebenfalls zu beanſtanden. Merkwürdigerweiſe iſt das 
Glaſieren des geröſteten Kaffees mit Zucker oder Harzen 
und das Behandeln mit Fetten geſtattet, — unſere Ein 
gabe hatte ein abſolutes Verbot des Glaſierens, das nur 
eine Täuſchung des Publikums bewirkt, verlangt — aller- 
dings unter der Bedingung, daß die dadurch bewirkte Be- 
ſchwerung nicht mehr als 1% beträgt und daß ſolcher— 
maßen behandelter Kaffee dem Deklarationszwang unter— 
liegt, d. h. auf der Umhüllung, in der ſolcher Kaffee in den 
Verkehr gebracht wird, muß deutlich (2 em hohe Buch— 
ſtaben) vermerkt werden, was für Manipulationen damit 
vorgenommen worden ſind. Dieſe Deklarationspflicht wird 
wohl zur Folge haben, daß ſolchermaßen behandelter Kaffee 
nicht in den Verkehr kommt. Die Verwendung von Mi— 
neralfetten zum Einfetten von Kaffee iſt abſolut verboten. 

Gemahlener Kaffee. Hier bringt Art. 142 die 
ſelbſtverſtändliche Vorſchrift, daß Mineralſtoffe oder Kaffee— 
ſatz dem in den Verkehr gebrachten gemahlenen Kaffee 
nicht zugeſetzt werden dürfe. Miſchungen von gemahlenem 
Kaffee mit Surrogaten dürfen nicht unter der Bezeich— 
nung Kaffee verkauft werden, ſondern fie folgen den Vor— 
ſchriften über Surrogate. Es gilt alſo das gleiche Prinzip 
wie bei Miſchungen von einheimiſchen und ausländiſchen 
Mehlen. 

Kaffeeſurrogate. Eine poſitive Vorſchrift, aus 
was Kaffeeſurrogate beſtehen müſſen, iſt nicht aufgeſtellt, 
ſondern nur das negative Kriterium, daß Kaffeeſurrogate 
nicht aus verdorbenen Rohſtoffen hergeſtellt oder verſchim— 
melt, ſauer oder verdorben ſein dürfen oder Beimiſchungen 
von wertloſen Subſtanzen (Kaffeeſatz, beſchwerende Mi— 
neralſtoffe) enthalten dürfen. Zu Zeiten, da der echte 
Kaffee ſehr teuer war, haben ſich die Kaffeeſurrogate in— 
folge ihres billigen Preiſes eingebürgert. Von dieſen Surro 
gaten find eine ſehr große Zahl im Handel, die ſich, ob- 
ſchon fie beinahe alle die gleichen Beſtandteile aufweiſen, 
ihre Liebhaber gewonnen haben, die nicht höher als auf 
eine beſtimmte Sorte ſchwören. In Wirklichkeit beſtehen 
alle dieſe Sorten in der Regel nur aus Cichorien oder 
Miſchungen von Cichorien mit Malz und unterſcheiden ſich 
nur durch die verſchiedenen Packungen und durch die Be— 
zeichnung, die gewöhnlich irgend einen Phantaſienamen 
darſtellt. Dieſe Phantaſienamen ſollen nun in Zukunft 
nicht mehr genügen, ſondern die Kaffeeſurrogate ſollen auf 
der Verpackung eine Bezeichnung tragen, die keine Täuſchung 
über das verwendete Rohmaterial zuläßt, z. B. Cichorien- 
kaffee oder Cichorienkaffee mit Eicheln. Beiläufig bemerkt, 
beweiſt dieſe Vorſchrift, daß die Geſetzesredaktoren nicht 
beſonders konſequent waren in ihren Vorſchriften. Das 
Wort Kunſtbutter für das Surrogat der Butter iſt ver— 
boten, die Bezeichnung Cichorienkaffee für das Surrogat 
des Kaffee iſt zuläſſig, wahrſcheinlich deshalb, weil wir in 
der Schweiz keinen Kaffee anbauen und darum auch keine 
agrariſchen Intereſſen beim Kaffee zu wahren haben.) Auf 
der Verpackung der Kaffeeſurrogate muß außerdem die 
Firma des Fabrikanten oder Verkäufers angebracht ſein. 


Daneben dürfen dann allerdings die bisherigen Phantaſie— 
namen beibehalten werden. 

In der Expertenkommiſſion gaben die Vorſchriften 
über die Kaffeeſurrogate viel zu reden, da die Fabrikanten 
der bisherigen Surrogate ſich in ihrem vitalen Intereſſe 
bedroht fühlten, ſodaß eine ſpezielle Subkommiſſion zur 
Prüfung aller dieſer Einwendungen niedergeſetzt werden 
mußte. Die Vorſchriften über Kaffeeſurrogate werden vor— 
ausſichtlich auch den Erfolg haben, daß gewiſſe ausländiſche 
Surrogate nach Ablauf der zwölfmonatlichen Schonzeit 
in der Schweiz nicht mehr in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, falls ſie die Verpackung ihrer Surrogate nicht 
unſeren Vorſchriften anpaſſen, was ſie vorausſichtlich nur 
in den wenigſten Fällen tun werden. So wird beiſpiels— 
weiſe wahrſcheinlich das „Karlsbader Kaffeegewürz“, da 
dieſe Bezeichnung den ſchweizeriſchen Anforderungen nicht 
entſpricht, in der Schweiz nicht mehr verkauft werden 
dürfen. 

Miſchungen von verſchiedenen Surrogaten oder 
Kaffeeſurrogaten dürfen als Kaffeeſurrogatmiſchun— 
gen bezeichnet werden. Die Bezeichnung Kaffee— 
miſchung iſt nur zuläſſig für eine Miſchung mehrerer 
Sorten reinen Kaffees. Als Kaffee-Extrakt darf in 
Abweichung vom bisherigen Gebrauch, nur ein Extrakt 
aus reinem Kaffee, als Kaffee-Eſſenz dagegen das 
Kaffeeſurrogat aus gebranntem Zucker bezeichnet werden. 

Tee. Unter der allgemeinen Bezeichnung Tee (grüner 
oder ſchwarzer Tee) ſind nur die Blattknoſpen und jungen 
Blätter des Teeſtrauches, wie ſie in verſchiedener Zube— 
reitung in den Handel gebracht werden, zu verſtehen. Zu— 
ſätze aus extrahierten Teeblättern, Blättern anderer Pflan— 
zen, Färbe- oder Klebemitteln, Teeabfällen uſw. find verboten. 
Ueber die als Hausmittel verwendeten Teeſorten (Kamillen-, 
Lindenblütentee ꝛc.) enthält die Lebeusmittelverordnung 
keine Vorſchriften; ſie dürfen alſo jedenfalls nicht unter 
der einfachen Bezeichnung Tee in den Handel gebracht 
werden. 

Bei dieſem Anlaß muß noch eine allgemeine Vor— 
ſchriſt, die ſich auf verſchiedene Lebensmittel bezieht, 
erwähnt werden, da ſie ſpeziell bei der Einfuhr von Tee 
größere Inkonvenienzen verurſacht. 

Art. 247 der Verordnung ſchreibt nämlich vor, daß 
in Metallfolien, die zur Verpackung von beſtimmten Lebens— 
mitteln dienen, höchſtens 1% Blei enthalten ſein dürfe; 
bei anderen Lebensmitteln, und hierzu gehört auch der 
Tee, darf der Bleigehalt größer ſein, aber dann muß 
zwiſchen der Metallfolie und dem Inhalt eine Umhüllung 
aus waſſerdichtem Papier eingeſchoben ſein. Dieſe Vor— 
ſchrift ſoll verhindern, daß der Bleigehalt der Metallfolie 
in irgend einer Weiſe auf die Ware einwirke. Beim Tee 
iſt es nun tatſächlich ſchon vorgekommen, wenn auch ſolche 
Fälle äußerſt ſelten ſind, daß auf dem Seetransport das 
Waſſer in die Teekiſten eingedrungen iſt und dann eine 
gewiſſe Einwirkung der bleihaltigen Folie auf den Tee 
könſtatiert worden iſt. Auf dem Landtransport dagegen, 
hauptſächlich auf dem Bahntrausport, find derartige Ein— 
wirkungen beinahe ausgeſchloſſen. Der Tee gelangt nun 
von den Urſprungsländern nach den Hauptverkaufsplätzen, 
von denen als ſolcher ſpeziell London zu betrachten iſt, 
gewöhnlich in ſolche Metallfolien verpackt, ohne daß eine 
Papierumhüllung vorhanden wäre. Die Teeproduzenten 
von China, Ceylon uſw. kümmern ſich eben nicht um die 
Vorſchriften der ſchweizeriſchen Lebensmittelverordnung und 
die kleine Schweiz kann auf dem Weltmarkte keine Aende— 
rungen der üblichen Verpackungsmethoden erreichen. Unter 
dieſen Umſtänden bedeutet dieſe Vorſchrift, ſo gut ſie ge— 
meint ſein mag, eine empfindliche Schädigung der ſchweiz. 
Importeure. Im „Bulletin commercial suisse“ vom 
1. Auguſt 1909 iſt eine Klage wiedergegeben, die ein 
ſchweizeriſches Teeimporthaus, das wegen Fehlens einer 
Papiereinlage bei einer über Baſel eingeführten Teeſendung 
beſtraft worden ſei, der Genfer Handelskammer eingereicht 


hat. Dazu wird bemerkt, unſere Teeimporthäuſer können 
dieſer Vorſchrift nicht nachkommen, ſie kaufen ihre Tees 
an der Börſe in London, wo jedes Jahr Millionen von 
Kiſten Tee verkauft werden. Wenn die Vorſchrift nicht 
umgeändert wird, könnten die Schweizer den in die Schweiz 
einzuführenden Tee nicht mehr direkt einkaufen, ſondern müß— 
ten ihn in London von Zwiſchenhändlern, die den Tee zuerſt 
entſprechend unſerer Vorſchriften umpacken müßten, ein— 
kaufen. Das würde eine bedeutende Verteuerung dieſes 
Produktes bewirken. Wir machen auf dieſe Beſtimmung 
deshalb aufmerkſam, um darzutun, wie wenig Rückſicht 
auf die Verhältniſſe des Welthandels von den Verfaſſern 
der Verordnung genommen worden iſt. Der theoretiſchen 
Möglichkeit halber, die aber in der Praxis noch nie ein— 
getroffen iſt, werden Vorſchriften erlaſſen, die als Schikanen 
aufgefaßt werden müſſen. Wir haben noch nie gehört, 
daß infolge des Genuſſes von bleihaltigem Tee jemand 
geſtorben oder an ſeiner Geſundheit geſchädigt worden ſei. 
Wäre dies aber auch der Fall, ſo iſt die hier kritiſierte 
Vorſchrift nicht in der Lage, ſolche Vorfälle zu verhindern. 

Setzen wir den Fall, ein Schweizer Kaufmann führt 
Tee in die Schweiz ein und will den Vorſchriften der 
Verordnung nachkommen. Er läßt den Tee ſtatt nach 
Baſel nach St. Ludwig kommen und läßt ihn dort vor— 
ſchriftsmäßig umpacken, dann kann die Sendung nicht 
beanſtandet werden, trotzdem auf dem Wege von China 
bis nach St. Ludwig jedenfalls eher die Möglichkeit einer 
Einwirkung des Bleis auf den Tee denkbar iſt, als auf 
dem Eiſenbahntransport St. Ludwig-Baſel. Wir finden, 
bei einem ſo langen Transport, auf dem die Ware tauſende 
von Kilometern der Einwirkung einer bleihaltigen Folie 
ausgeſetzt war, ſpielt es keine Rolle, ob dann bei den 
letzten 5 Kilometern vor der Schweizergrenze die Ver— 
packung geändert worden iſt. Es ſollte genügen, daß der 
in der Schweiz in den Dötailverkehr gelangende Tee reſp. 
deſſen Verpackung obigen Vorſchriften entſprechen ſoll. Die 
Grenzkontrolle jedoch ſollte ſolche Sendungen nicht be— 
anſtanden. 

Beiſpielsweiſe ſei erwähnt, daß auch eine Teeſendung, 
die der Verband von der engliſchen Großeinkaufsgeſellſchaft 
bezogen hat, beanſtandet wurde, weil nicht vollſtändig 
mit waſſerdichtem Papier umſchloſſen. 

Art. 146 enthält die Vorſchriften über Kakao. Die 
Bezeichnung Kakao oder Kakaopulver darf nur für das 
reine unveränderte oder teilweiſe entölte Naturprodukt 
gebraucht werden. Als „löslicher Kakao,“ der im übrigen 
höchſtens 3 Prozent zugeſetztes kohlenſaures Alkali ent— 
halten darf, ſoll nur ein Kakaopulver bezeichnet werden, 
das durch Behandlung mit kohlenſauren Alkali oder mit 
Dampf aufgeſchloſſen worden iſt. Als Schokolade darf 
nur eine Miſchung von Kakao und Zucker im Maximum 
Zuckergehalt 68 Prozent) mit oder ohne Zuſatz von Kakao— 
fett oder Gewürzen bezeichnet werden. Der Zuſatz von 
Mehl zu Schokolade oder Kakao iſt alſo verboten, ebenſo 
der von Stärke, fremden Fetten, Farbe, Mineralſubſtanzen 
u. ſ. w. Miſchungen von Kakao oder Schokolade mit Hafer, 
Milch, Haſeluuß ꝛc. müſſen deutlich bezeichnet ſein. Wenn 
Schokolade oder Kakao in Paketen, Büchſen oder Schachteln 
in Verkehr gebracht werden, müſſen ſie auf der Umhüllung 
die Firma oder in der Schweiz eingetragene Fabrikmarke 
des Fabrikanten oder Verkäufers tragen, ebenſo muß ein 
Zuſatz von künſtlichen Süßſtoffen (Saccharin ꝛc.) auf der 
Umhüllung deklariert werden. 

Die Vorſchriften über Gewürz und Senf, Art. 150 und 
151 bieten zu keinen Bemerkungen Anlaß. (Fortſ. folgt.) 


Erweiterung der Deklarationspflicht für Lebensmittel. 
Die Vorſchriften des Lebensmittelpolizeigeſetzes betreffend 
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Deklarationszwang ſcheinen vielen Intereſſenten noch nicht 
weit genug zu gehen. Wir haben in der Beſprechung des 
Lebensmittelpolizeigeſetzes auseinandergeſetzt (Seite 298 und 
299), daß ausländiſches Mehl als ſolches deklariert werden 
müſſe. Wir haben ferner dieſe Vorſchrift einer Kritik 
unterzogen, aus der hervorgeht, das dieſelbe ſich nicht als 
eine ſanitäre Maßregel, ſondern als eine Art Schutzzoll 
darſtelle. 

Trotzdem ſind die Deklarationsanhänger noch nicht 
bekehrt. In Nr. 269 der „N. Z. Z.“ macht ein Mitarbeiter 
die Anregung, man ſolle die Deklarationspflicht auch auf 
das Brot ausdehnen, ſo daß alſo in Zukunft der Bäcker, 
der deutſches oder franzöſiſches Mehl oder Miſchungen 
davon mit Schweizermehl verarbeitet, ſein Brot nur unter 
dem Namen „deutſches“ oder „franzöſiſches“ Brot in Ver— 
kehr bringen dürfte. 

Konſequent iſt dieſe Anregung; wir möchten aber die 
Konſequenzen noch weiter ziehen und vorſchlagen, daß auch 
beim Kleingebäck und bei Konditoreiwaren das ausländiſche 
Mehl deklariert werden muß. Wenn es den Promotoren 
dieſer Deklarationspflicht nur nicht ſo geht, wie den Eng— 
ländern, als fie ihr „Made in Germany“ einführten. 
Vernünftiger wäre es doch, einmal zuerſt klar zu ſtellen, 
was unter ausländiſchem Mehl verſtanden ſein ſoll. 

Erhöhung der Milchpreiſe und Lebensmittelpolizeigeſetz. 

Die in letzter Nummer erwähnte Verſammlung von 
zirka 400 Milchproduzenten, die am 21. September d. J. in 
Bern tagte, nahm auf Antrag von Herrn Dr. Laur folgende 
Reſolution an: 

In Erwägung: 

1. daß zur Gewinnung einer zu jedem Gebrauch ein» 
wandfreien Milch eine gegen früher viel höhere Sorgfalt 
angewendet werden muß: 

2. daß in Folge davon auch die Produktionskoſten geſtiegen 
find und demnach auch der Erlös, ſei es für Milch oder Milch- 
produkte, ein angemeſſener ſein ſollte; 

3. daß zur Erzielung entſprechender Preiſe nur ein gemeinſames 
Vorgehen aller Milchproduzenten zu dieſem Ziele führen kann und 
die die Produzenten ſchädigenden Gebräuche im Handel und Verkehr 
mit Milch und Milchprodukten zu ändern vermögen, 

beſchließt die Verſammlung: 

1. die Anweſenden verpflichten ſich, mit allen Kräften den 
Anſchluß ihrer eigenen Genoſſenſchaften an den Verband zentral— 
ſchweizeriſcher Milchgenoſſenſchaften zu befördern; 

2. die Organe des Verbandes zentralſchweizeriſcher Milch— 
genoſſenſchaften werden mit der Sammlung möglichſt aller Milch- 
produzentengenoſſenſchaften beauftragt, und die Anweſenden ver— 
pflichten ſich, dieſe Bemühungen in jeder Weiſe zu unterſtützen; 

3. ein angemeſſener Aufſchlag ſowohl für Käſerei- als 
auch für Konſum- und Siedereimilch iſt der Marktlage entſprechend 
durchaus gerechtfertigt und daher anzuſtreben. 

Nach dieſer Kundgebung von offiziöſer Seite aus, 
wird wohl nicht mehr beſtritten werden können, daß eine 
der erſten Folgen des Lebensmittelpolizeigeſetzes 
die Erhöhung des Preiſes des wichtigſten Volks— 
ernährungsmittels iſt. 

Brotqualität und Brotpreiſe in der Oſtſchweiz. In der 
Oſtſchweiz bereiten ſich mit Bezug auf die Herſtellung des 
Brotes und der Preisfeſtſetzung für dasſelbe wichtige Aen— 
derungen vor, die wir im Intereſſe unſerer oſtſchweizeriſchen 
Leſer zur Kenntnis zu bringen uns erlauben: 

Die Oſtſchweizeriſche Mühlen-Aktien-Geſell— 
ſchaft (0. M. A. G.), die alle größeren Mühlen in den 
Kantonen St. Gallen, Thurgau und Appenzell umfaßt, hat 
beſchloſſen, auf den 1. Oktober 1909 ein neues Mahl— 
verfahren einzuführen, für das ſie die faſt einhellige Zu— 
ſtimmung der oſtſchweizeriſchen Bäckerſchaft und Konſum— 
bäckereien habe. Die 0. M. A. G. veröffentlicht in den 
Tageszeitungen eine Erklärung, aus der hervorgeht, daß 
ſie das neue Mahlverfahren in erſter Linie im eigenen 
Intereſſe, im Intereſſe der Selbſterhaltung, einführen wolle, 
daß ſie aber auch die Hoffnung hätte, dadurch dem konſu— 
mierenden Publikum billigeres und beſſeres Brot 
verſchaffen zu können. 

Aus der Erklärung ſei folgendes hier reproduziert: 

Wir waren in der Oſtſchweiz der Konkurrenz der deutſchen 
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Mehle in ganz beſonderem Maße ausgeſetzt und zwar deshalb, weil 
man hier ſeit Jahren an die höchſten Mehl- und Brotpreiſe gewöhnt 
war und weil dieſe hohen Preiſe in ganz beſonderem Maße die 
Konkurrenz anziehen mußte. 

Dieſe Verhältniſſe find aber nicht allein durch die Müller ge⸗ 
ſchaffen worden, ſondern vielmehr durch das Brot eſſende Publikum 
ſelbſt. Der Geſchmack dieſes Publikums ging im allgemeinen, ſpeziell 
aber in den Kantonen St. Gallen und Appenzell, nach weißem Brot. 
Die Müller haben ſich dieſer Geſchmacksrichtung angepaßt und in 
der Folge immer weißere Mehltypen hergeſtellt. 

Der Ausbeuteprozentſatz für weiße, d. h. in der Oſtſchweiz 
gangbare Mehle iſt dadurch immer kleiner geworden. Zufolgedeſſen 
waren die Mühlen wiederum genötigt, die mittleren und dunkleren 
Backmehle in die Zentralſchweiz und zum Teil auch nach dem Kan⸗ 
ton Graubünden zu exportieren. Doch war dieſes Geſchäft ein un⸗ 
rentables. Einmal ſtanden die Preiſe für dieſe Exportmehle nicht 
im richtigen Verhältniſſe zu ihrem Werte, in der Hauptſache aber 
deshalb, weil durch die fortwährende Steigerung der Feinheit der 
hier zur Verwendung gelangenden Weißmehle das Quantum der 
Exportmehle ein immer größeres wurde und das Angebot auf dem 
Markte deshalb ſtärker war als die Nachfrage, was natürlicherweiſe 
auf die Preiſe drückte. Dazu kam noch, daß dieſe Mehle meiſtens 
ſehr teuer verfrachtet werden mußten. 

Die Konſequenz hieraus war dann eben die, daß die Mühlen 
die Verkaufspreiſe für die feineren Mehle ſteigern mußten, 
um einigermaßen auf ihre Rechnung zu kommen und hierin, ſowie 
im weiteren Umſtande, daß in der Oſtſchweiz immer die feinſten und 
teuerſten Weizen vermahlen wurden, liegt die Urſache unſerer bis- 
herigen hohen Mehl- bezw. Brotpreiſe. Dieſem Uebelſtande, denn 
als ſolchen empfinden wir angeſichts der heutigen Geſchäftslage die 
beſtehenden ſpeziellen Verhältniſſe in unſerer Müllerei, möchten wir 
nun abhelfen. 

Wir haben für die neue Mahlung ein Mehl Nr. 1 vorgeſehen, 
in der Weiße und in der Qualität dem heutigen Bürlimehl ent 
ſprechend, aus dem das ſog. Weißbrot hergeſtellt wird, und dann 
als Hauptnummer ein Mehl Nr. 2, aus dem dann das künftige 
Halb⸗ oder Hausbrot gebacken würde. Dieſes Mehl wird etwas 
dunkler ſein als das bisherige Nr. 2, was darauf zurückzuführen iſt, 
daß wir das Nr. 3 und in der Hauptſache auch das Nr. 4 in das 
Mehl Nr. 2 einbeziehen, alſo nicht mehr exportieren und damit ein 
jog. Vollmehl herſtellen. 

Hier nun wird es ſich darum handeln, durch die Tat ein weit 
verbreitetes Vorurteil des Publikums zu heben, das dieſem ſelber 
am meiſten zum Schaden gereicht. 

Die bisherigen Brotſorten in der Oſtſchweiz waren wohl die 
weißeſten, die überhaupt hergeſtellt werden konnten, ſie können aber 
erſt dann die beſten werden, wenn wir die kleber- und eiweißhaltigen 
Stoffe, die gerade in den bisherigen Mehlen Nr. 3 und Nr. 4 ent- 
halten ſind, in Zukunft dem Nr. 2 beifügen. 

Wer aber trotzdem in Zukunft am Weißbrot feſthalten will, 
hat vollauf Gelegenheit, indem wir dieſer Kundſchaft nach wie vor 
Nr. 1 reſervieren. Immerhin wird unſere Tendenz dahingehen, ſtets 
wieder auf das viel nahrhaftere und auch billigere Haus: 
brot hinzuweiſen. Hiebei rechnen wir zuverſichtlich auf die nach⸗ 
drückliche Unterſtützung, ſpeziell von Seite derjenigen Stände und 
Organe, in deren Pflichtenkreis die Forderung einer rationellen 
Volksernährung gehört. 

Wenn unſere Neuerung auch von Seite des konſumierenden 
Publikums die verdiente Unterſtützung finden wird, werden wir, wie 
vorher angedeutet, in der Folge auch in der Lage ſein, unſere Mehle 
viel billiger auf den Markt zu bringen, und dieſe beiden Faktoren, 
d. h. kräftigeres und nahrhafteres Brot auf der einen und niedrigere 
Preiſe auf der andern Seite, ſollten unſeres Erachtens dazu angetan 
ſein, unſerer Neuerung überall willigen Eingang zu verſchaffen. 
Mehr noch als im Intereſſe der Müller- und Bäckerſchaft liegt fie 
in demjenigen des konſumierenden oſtſchweizeriſchen Publikums. 

Seitens der Bäckerſchaft und der Konſumvereine dürfte dieſer 
Anlaß benützt werden, für dieſe zwei neuen Brotſorten einheitliche 
Brotpreiſe aufzuſtellen und Sache des Publikums wird es ſein, den 
Unterſchied herauszufinden zwiſchen Brot aus beſtem Vollmehl nach 
Schweizer-Mahlung oder einem Brot, das in der Hauptſache nur 
dem Anſpruch auf Weiße genügt, welche Eigenſchaft bekanntlich dem 
deutſchen Mehle inne wohnt, nicht aber dem Anſpruch auf Nährgehalt. 

Wie ſich unſere Verbandsvereine in der Oſtſchweiz zu 
dieſen Neuerungen ſtellen werden, iſt uns noch nicht be— 
kannt; die oſtſchweizeriſchen Bäcker dagegen haben in einer 
Verſammlung vom 15. September dieſen Vorſchlägen zu— 
geſtimmt, den Verſuch eines einzelnen Müllers, gegen dieſe 
neue Typierung Stimmung zu machen, abgelehnt und 
ſchließlich für die ganze Oſtſchweiz einheitliche Brotpreiſe 
feſtgeſetzt. 

Die Anſätze ſind: 

Weißbrot 5 Pfund 106 Rp., Halbweißbrot 5 Pfund 100 Rp., 

" 8 " 65 " " 2 „* 42 * 
2 7 45 " 

17% er 


Daraus ergibt ſich, daß in der Oſtſchweiz immer noch 
die teuerſten Brotpreiſe gelten. Unſere oſtſchweizeriſchen 
Verbandsvereine können an Hand dieſer Zahlen Ver— 
gleichungen und Berechnungen anſtellen, ob ſie in ihrer 
Bäckerei leiſtungsfähiger ſind oder ob es ſich empfiehlt, 
eigene Bäckereien einzurichten, falls ſie noch keine haben. 
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Aus unſerer Bewegung. 
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Geſchäftsreiſende und Konſumvereine. Neuerdings haben 
wiederum vier Verbandsvereine beſchloſſen, keine Geſchäfts— 
reiſenden mehr zu empfangen; es ſind dies 

57. Appenzell, 

58. Genoſſenſchaftsſchuhmacherei Zürich, 
59. Huttwyl, 

60. Biel (Bern), 

Huttwyl hat beſchloſſen, nur noch Geſchäftsfreunde zu 
empfangen und die Konſumgenoſſenſchaft Biel hat folgen— 
des Plakat angebracht: Außer den Vertretern der Ver⸗ 
bandslieferanten werden keine Geſchäftsreiſende 
mehr empfangen. 

Kreis X. (K. Korr. aus Baden.) Unſere Kreisver— 
ſammlung in der „Blume“ in Koblenz war merkwürdiger— 
weiſe nicht ſo zahlreich beſucht, wie ſie es verdient hat; 
wir müſſen lobend erwähnen, daß entfernte Vereine, wie 
Nieder-Rohrdorf und Bremgarten, ſich vertreten ließen, 
während andere nächſtgelegene fern blieben. Dieſe 
Laxheit iſt für den Vorſtand nicht ermutigend. Item. 
Mit Intereſſe nahm die Verſammlung das ſehr inſtruktive 
Referat des Herrn Schwarz über „Eigenpackung“, welche 
durch eine hübſch arrangierte Ausſtellung der eigenen Ver— 
packungen des Verbandes ad oculos demonftriert wurde, 
und „Eigenproduktion“ entgegen, ebenſo dasjenige des Herrn 
Dr. Schär, Verbandsſekretär, über: „Das Vorgehen des 
Vereins ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender“. Das Kapitel 
„Verſchiedenes“ gab auch wieder viel zu reden. Wir werden 
in der nächſten Nummer Näheres berichten, einesteils weil 
uns die Zeit zu Mehrerem mangelt, andernteils, um die— 
jenigen etwas warten zu laſſen, welche vielleicht nicht er— 
ſchieuen in der angenehmen Erwartung, man köune ja aus 
der Feder des Kanzlers im „Konſumverein“ bald leſen, 
was drunten an der Schweizergrenze gegangen, man braucht 
ſomit nicht ſelbſt hinzugehen. Nur das ſei noch bemerkt, 
daß die ganztägige Tagung ſich bewährte und daß die 
nächſte Verſammlung unſeres Kreiſes droben in Bremgarten 
an den Geſtaden der Reuß ſtattfinden wird. Dem Salz— 
lager wurde kein Beſuch abgeſtattet, dafür ließen alle Teil— 
nehmer ſich per Kahn von Helvetien über den Rheinſtrom 
nach Alemanien bringen, um durch einen erfriſchenden 
Spaziergang der Waldſtadt Waldshut einen kurzen Beſuch 
abzuſtatten — dann gings bald heimwärts. Dem Konſum— 
verein Koblenz wünſchen wir herzlich ein gut Gedeihen 
und ſprechen den dortigen Genoſſenſchaftern für den freund— 
lichen Empfang und dem Herrn Gaſtwirt zur „Blume“ 
für das excellente Mittageſſen den verdienten Dank aus. 

Aarau. (W- Korr.) Auch in Aarau haben wir, wie 
anderwärts, einen Bäckerverband, dem alle am Orte an 
ſäßigen Bäcker angehören. Einmütig wird dann auch je— 
weilen, „wenn es nötig iſt“, ein Brotauf- oder ⸗abſchlag 
beſchloſſen, letzteres zwar ſehr wenig, und jeder ſieht dem 
andern auf die Finger, daß nicht etwa ein Fünferbrötli 
ſtatutenwidrig verkauft wird. Nun hat es unter dieſen 
Bäckern eine beſondere Abart, die wir etwa mit dem 
Namen Schlaumeier betiteln könnten. Es ſind ihrer nicht 
viele von dieſer Spezies, dafür ſind die wenigen, es mögen 
vielleicht auch nur einer oder zwei ſein, um ſo geriebener. 
In einer der umliegenden Ortſchaften von Aarau (der 
Name tut nichts zur Sache) ſind nämlich die Brotpreiſe 
etwas niedriger als in der Stadt. Die ſtädtiſchen Schlau— 
meier haben aber in dieſer Ortſchaft einige Kunden, denen 


fie das Brot zuführen müſſen — zu niedrigeren Preiſen 
als es die ſtädtiſchen Kunden bei ihnen abholen. Eine 
ſeltſame Logik fürwahr! In der Stadt iſt man im Bäcker— 
verband, hilft weidlich ſchimpfen über die niedrigen Brot— 
preiſe des Konſumvereins und ſchleppt im gleichen Atem— 
zuge den ſchweren Brotkarren in eine Außengemeinde, um 
dort das Brot billiger zu verkaufen. Es iſt eine ſchöne 
Sache um die Einmütigkeit. Jeder rechte Genoſſenſchafter 
müßte ſein Grundprinzip verleugnen, wenn er unſern Anti— 
poden den Zuſammenſchluß, geſchehe es in dieſer oder jener 
Form, abſprechen wollte. Wo die „Einmütigkeit“ aber ſolche 
Blüten treibt — und ſie ſtehen nicht vereinzelt da da 
iſt manches faul im Staate Dänemark. Man weiß ja nur 
zu genau, unter was für Umſtänden ſolche gewerbliche Zu— 
ſammenſchlüſſe zuſtande kommen, ſo daß der Ausſpruch 
wohl Platz finden kann: „Ein Hund, der zur Jagd ge— 
tragen werden muß, jagt nicht gut.“ Es macht ſich manch— 
mal ſehr komiſch, wenn man Leute über genoſſenſchaftliche 
Dinge diskutieren hört, denen man es ſchon auf eine Stunde 
weit anſieht, daß ſie faſt gezwungen über die Konſum— 
vereine ſchimpfen helfen müſſen. Wir wollen den Aarauer 
Bäckermeiſtern nicht nachtragen, was ſie ſchon gegen den 
Konſumverein geleiſtet haben; genützt hat es doch nichts. 
Doch ſollte man zuerſt im eigenen Haushalte auf Ordnung 
halten, ehe man vor der Türe des Gegners zu kehren 
anfängt. 

Wie bereits in einer der letzten Nummern dieſes Blattes 
gemeldet, hat der Konſumverein die Erſtellung eines eigenen 
Bäckereigebäudes beſchloſſen. Die Bauprofile find bereits 
aufgeſtellt und die Baupläue, die beim löblichen Stadtrat 
von Aarau im erſten Anlaufe nicht genehm waren, werden 
demſelben in abgeänderter Form jofort wieder vorgelegt 
und zwar in einer Form, daß die geſtrengen Herren wohl 
diesmal nichts mehr einzuwenden haben werden. Mit dem 
Bau muß ſofort begonnen werden, da die jetzige gemietete 
Bäckerei auf 15. Januar 1910 geräumt werden muß. 
Ohne Zweifel iſt mit der Herſtellung einer eigenen Bäckerei 
der Konſumverein Aarau auch imſtande, die Brotverſorgung 
von einem oder zwei der umliegenden Vereine bewältigen 
zu können. Natürlich ſehen die Bäcker das neue Gebilde 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes nicht gerne. Es 
müſſen wieder die alten Schlagwörter vom Untergraben 
der Exiſtenz des Mittelſtandes herhalten, um dem Konſum— 
verein eines anzuhängen. Es mag ja wohl ſein, daß die 
ſchönen Tage von Aranjuez für die Bäcker vorbei ſind, da 
der Konſumverein als Preisregulator in den Riß getreten 
iſt. Bekanntlich hatte Aarau von jeher die höchſten Brotpreiſe 
aller Schweizerſtädte; die Herren Bäcker ſind alſo bis dato 
nicht zu kurz gekommen. Es ſchadet nichts, wenn da etwas 
Halt geboten wird. Der Populus vulgaris hat ein feines 
Taſtgefühl, es braucht ihm nicht mit dem Holzſchlegel ge— 
wunken zu werden, damit er merkt, wer die wirtſchaftliche 
Lage des Einzelnen verbeſſern hilft. 

Herisau. Korr.) Der Allgemeine Konſumverein 
Herisau hielt Sonntag den 12. September l. J. ſeine dies- 
jährige Generalverſammlung ab, welche gut beſucht 
war, obſchon die Buße für Nichtbeſuch derſelben fallen 
gelaſſen worden war. 

Der Präſident, Herr Kantonsrat Allenſpach, hieß die 
Auweſenden freundlich willkommen und brachte nach kurzem 
Eröffnungsworte die reichhaltige Traktandenliſte zur Kennt— 
nis der Teilnehmer. 

Das Protokoll der Generalverſammlung vom 13. Sep- 
tember 1908, vom Aktuar Herrn Sekretär Tobler in ge— 
wohnter muſtergiltiger Weiſe abgefaßt, wurde verdankend 
genehmigt. 

Die im Drucke vorliegende Jahresrechnung nebſt Ge— 
ſchäftsbericht des Präſidenten gaben zu keinerlei Aus— 
einanderſetzungen Anlaß und wurden nach Antrag der 
Rechnungsprüfungskommiſſion ebenfalls einſtimmig gut— 
geheißen. 

Wir entnehmen Rechnung und Bericht in Kürze nach— 
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ſtehende Daten von allgemeinem Intereſſe: Das verfloſſene 
Vereinsjahr war ein Jahr ruhiger aber durchaus erfreu— 
licher Entwicklung. Die Mitgliederzahl ſtieg bei 171 Ein- 
und 105 Austritten um 66 und erreichte damit die Zahl 
1801. Der Umſatz vermehrte ſich in den neun Filialen 
um rund Fr. 17,000 und erreichte damit die Höhe von 
Fr. 346,000. 

Dies Reſultat iſt bei der herrſchenden wirtſchaftlichen 
Kriſis und den gedrückten Lohnverhältniſſen in unſern 
appenzelliſchen Hausinduſtriezweigen, Weberei und Stickerei, 
ein durchaus befriedigendes und zeigt, daß die Vorzüge 
der Zugehörigkeit zu einem Konſumverein in den breiten 
Schichten unſerer Bevölkerung immer mehr erkannt und 
gewürdigt werden. Im Berichtsjahre wurde eine neue 
Liegenſchaft erworben um die Summe von Fr. 37,000 
und dann mit bedeutenden Koſten ein prächtiges Laden— 
lokal errichtet. Der Verein beſitzt nun 3 Liegenſchaften im 
Bilanzwerte von Fr. 145,000. Die Verwaltung hielt 28, 
die Betriebskommiſſion 35 Sitzungen und erledigte 250 
Traktanden. Vom Verband ſchweiz. Konſumvereine wurden 
für Fr. 64,000 Waren bezogen. Für die 3 Liegenſchaften 
wurden an Reparaturen und Abſchreibungen Fr. 1800 
verwendet. Dem Reſervefonds fielen Fr. 1500 zu, womit 
derſelbe die anſehnliche Höhe von Fr. 40,000 erreicht 
hat. Die Jahresrechnung ſchließt mit einem Betriebs— 
überſchuß von Fr. 29,746 ab. Die Verwaltung beantragte, 
10% Rückvergütungen auf die Bezugsſumme von Fr. 
290,273 zu gewähren und den Reſt für gemeinnützige 
Zwecke und das Geſchäftsperſonal zu verwenden. Dieſer 
Antrag wurde zum Beſchluß erhoben. 

An außerordentlichen Traktanden erwähnen wir kurz 
folgende: Ein Mitglied hatte den Antrag geſtellt, künftig 
wieder, wie früher, auch für Bezüge von unter Fr. 50 
Rückvergütung zu gewähren. Dieſer Antrag wurde von 
der Verwaltung aus triftigen Gründen in ablehnendem 
Sinne begutachtet und von der Verſammlung einſtimmig 
abgelehnt. 

Die Filialeuhalter ſtellten das Geſuch, es möchte ins— 
künftig die gewährte Verkaufsproviſion von 6% für den 
Umſatz bis zu Fr. 45,000 ſtatt nur bis zu Fr. 40,000 
gewährt werden und von da an 3% wie bisher. Dem 
Geſuch wird nach gewalteter Diskuſſion entſprochen. Es 
bedeutet dies für 5 von den 9 Filialenhaltern, welche 
einen Jahresumſatz von unter Fr. 40,000 aufweiſen, eine 
Gehaltsaufbeſſerung von Fr. 150 pro Jahr. 

Die ſogenannte Gemüſefrage beleuchtet in längerem 
gründlichem Votum der Verwalter und beantragt, vor— 
läufig von Einführung des Gemüſehandels Umgang zu 
nehmen, da eine gründliche und vielſeitige Prüfung dieſer 
Angelegenheit durch die Verwaltung und eine Vergleichung 
der Gemüſepreiſe auf unſerem Markt mit den Preiſen des 
Gemüſehandels des Konſumvereins St. Gallen und den 
en gros Preiſen in Konſtanz und bei badiſchen Groß— 
händlern ergeben, daß es unmöglich wäre, hier gutes und 
friſches Gemüſe zu bedeutend billigern Preiſen durch den 
Konſumverein abzugeben. Die Verſammlung pflichtet die— 
ſem Antrage bei. 

Das wichtigſte Traktandum bildete die Einführung 
des Brothandels in unſerem Geſchäft. 

Gemeinderat Märki referierte namens der Verwaltung 
in ausführlicher Weiſe über dieſe wichtige Angelegenheit, 
welche den Verein ſchon Jahre lang beſchäftigte und end— 
lich auf irgend eine Weiſe zu einem vorläufigen Abſchluß 
kommen ſollte. Eine bezügliche Anfrage beim hieſigen 
Bäckermeiſterverband, ob derſelbe geneigt ſei, dem Konſum— 
verein Brot zu reduzierten Preiſen zu liefern, wurde in 
längerem Schreiben rundweg abgelehnt, weil eine Preis— 
reduktion rein unmöglich ſei. Als dann die Brotlieferung 
zur freien Konkurrenz ausgeſchrieben wurde und 8 Offerten 
zu bedeutend niedrigern Brotpreiſen eingingen, da ließen 
die Bäcker ſofort einen (vorher als unmöglich erklärten) 
Brotabſchlag von 8 Cts. per Laib Brot eintreten und 
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glaubten damit die drohende Konkurrenz ſich vom Halſe 
geſchafft zu haben. Dem war nicht ſo. Die Verwaltung 
ſchloß mit drei Bäckermeiſtern einen Brotlieferungsvertrag 
ab, worin ſich dieſe verpflichten, ein in jeder Hinſicht tadel⸗ 
loſes Brot noch zu 6 Cts, per Laib Brot billiger zu liefern, 
als der nun reduzierte Preis der Bäckermeiſter beträgt. 
Unſere Vereinsmitglieder werden alſo dank dem energiſchen 
Vorgehen der Verwaltung den Laib Brot (à 2½ bg) um 
14 Rappen billiger kaufen können, als dies vor noch nicht 
4 Wochen der Fall war. Der Vertrag wurde anſtandslos 
von der Generalverſammlung genehmigt. Verwaltung und 
Rechnungsprüſungskommiſſion werden in globo beſtätigt 
und nach vierſtündiger Sitzung erklärt der Präſident Schluß 
der Verhandlung. 


Aadorf. (L.-Korr.) Letzte Woche iſt hier ein Mann zu 
Grabe getragen worden, der es verdient, daß auch in 
dieſem Blatte ſeiner gedacht werde. 


Es iſt der im Hinterthurgau und darüber hinaus, 
namentlich in den thurgauiſchen Konſumvereinen wohlbe— 
kannte Herr J. A. Erni von Aadorf, Gründer und 
langjähriger Leiter des hieſigen Konſumvereins. 
Beim Rücktritt von der Leitung der Vereinsgeſchäfte über— 
nahm Herr J. A. Erni die Verkäuferſtelle und hat, wie von 
ihm zu erwarten, die übernommenen Pflichten treu und 
gewiſſenhaft erfüllt. Daueben widmete er ſich auch politi⸗ 
ſchen Fragen. Wenn ſeine Ideen auch nicht von jedermann 
akzeptiert werden konnten, ſo darf doch geſagt werden, 
daß er keine ernſten perſönlichen Gegner hatte. Das groß— 
artige Leichenbegängnis und die vielen Kranzſpenden dürften 
Zeugnis ablegen davon. 

Der Verſtorbene litt an Magenkrebs. Eine zweimalige 
Operation brachte ihm leider keine Geneſung. Am 21. Sep⸗ 
tember trat der Tod ein und erlöſte ihn von ſeinen Leiden 
im Alter von nicht ganz 51 Jahren. 

Unſere Genoſſenſchafter mögen ihm ein gutes Ange— 
denken bewahren. 

Die Erde ſei ihm leicht! 


Pfäffikon⸗Hittnau. B. Die mit Ende Dezember 1908 
abgeſchloſſene Jahresrechnung unſeres Verbandsmitgliedes, 
des Landwirtſchaftlichen Vereins Pfäffikon-Hittnau, die etwas 
verſpätet zu unſerer Kenntnis kam, weiſt folgende wichtigere 
Bilanzpoſten auf: Warenlager Fr. 52,485, Debitoren 
Fr. 15,999, Kaſſabeſtand Fr. 7153, Wertſchriften Fr. 2200, 
Maſchinen (nach Abſchreibung von 10%) Fr. 3469, Mo- 
biliar (nach Abſchreibung von Fr. 1068) Fr. 9615, Liegen— 
ſchaften Fr. 202,445, Kreditoren Fr. 72,345, Obligationen 
Fr. 35,400 und Hypotheken Fr. 94,700. Näher auf den 
Bericht einzutreten, iſt uns nicht möglich, da derſelbe über 
Mitgliederzahl, Umſatz ꝛc. keine weitern Angaben enthält. 


Zürich. (K.-Korr.) Am 12. September l. J. fand zum 
erſten Mal die Erneuerungswahl von 7 Mitgliedern des 
Verwaltungsrates des Lebensmittelvereins Zürich durch die 
Urne und nach dem Grundſatz des Proporzes ſtatt. Der 
Verwaltungsrat unſerer Genoſſenſchaft beſteht aus 15 Mit⸗ 
gliedern und er muß alle 2 Jahre zur Hälfte ſich einer 
Neuwahl unterziehen. Wie an verſchiedenen andern Orten, 
haben wir es auch auf dem Platz Zürich glücklich zu 
Fraktionen innerhalb des Verwaltungsrates gebracht; 
eine bürgerliche und eine Arbeiterfraktion ringen um die 
Fahne des Erfolges. An den Generalverſammlungen hatten 
bisher die Arbeiter in der Regel die Mehrheit und ſo kam 
es, daß ſie nach und nach auch in den Verwaltungsrat 
mehr Vertreter entſandten als die bürgerlichen Mitglieder 
der Genoſſenſchaft. Dieſes Vertretungsverhältnis ſchuf 
Reibungsflächen und man einigte ſich bei der letzten 
Statutenreviſion dahin, daß in Zukunft die Wahlen durch 
die Urne und nach dem Verhältniswahlſyſtem vorgenommen 
werden ſollen. Zu jagen iſt ja, daß bei einem Mitglieder— 
beſtand von ca. 20,000 der Ausfall der Wahlen an einer 
Generalverſammlung, die von ca. 800 — 1000 Mitgliedern 


beſucht iſt, kein richtiges Spiegelbild der verſchiedenen An⸗ 
ſchauungen innerhalb des Organiſationskörpers gibt und 
zudem undemokratiſch iſt, denn es hätte ſich kein Lokal 
finden laſſen, in dem eine der numeriſchen Stärke der Ge— 
noſſenſchaft entſprechende Teilnehmerzahl hätte plaziert 
werden können. 

Die Wahlen haben ſich nun am 12. September in 
geradezu vorbildlich ruhiger und glatter Weiſe vollzogen, 
wozu das von dem bekannten Proporzfreund Stadtrat Dr. 
Klöti verfaßte klare Wahlreglement und der Proporz ſelbſt 
nicht wenig beigetragen haben mögen. Die Beteiligung 
an der Wahl war zwar eine relativ ſehr ſchwache, was 
der Neuheit des Verfahrens zugeſchrieben werden darf. 
Von 19,650 Stimmberechtigten haben nur 4505 ihre ge— 
noſſenſchaftliche Bürgerpflicht erfüllt. Da die Arbeiter 
insbeſondere läſſig waren, kamen ſie zu Verluſt. Statt 
daß ſie wie bisher mit 8 Vertretern im Verwaltungsrat 
die Mehrheit haben, bilden ſie nun mit 7 die Minderheit. 
Der Sitz des von hier weggezogenen Verwaltungsrates 
Och. Lattmann ging ihnen verloren und an Stelle des 
bisherigen Mitgliedes des Verwaltungsrates Erzinger wurde 
Bezirksanwalt Kaufmann neu gewählt. 

Beide Parteien hatten von dem Recht der Kumulation 
mit je 2 Mitgliedern des Verwaltungsrates Gebrauch ge— 
macht, die dann auch — Beringer und Müller-Holder 
bürgerlicher- und Willi und Baltiſſer arbeiterſeits glänzend 
gewählt wurden. Die bürgerliche Partei wählte außerdem 
Aebli⸗Hartmann, eine im Genoſſenſchaftsleben der Schweiz 
bekannte Perſönlichkeit, und Bär-Freudeweiler in den Ver⸗ 
waltungsrat. Die Bürgerlichen hatten auf ihre Liſte ins 
geſamt 16,536 und die Arbeiter auf die ihrige 14,794 
Stimmen vereinigt. 

Damit wären die Steuerleute für unſere Genoſſenſchaft 
Lebensmittelverein Zürich wieder für zwei Jahre beſtellt. 
Möge es ihrem einträchtigen Zuſammenwirken vergönnt 
ſein, innert dieſer Zeit recht nennenswerte Fortſchritte zu 
erzielen zum Segen der großen Konſumenten- und Mit⸗ 
gliederſchar und im Intereſſe des Gedeihens unſerer gemein- 
ſamen Genoſſenſchaftsſache. 

— (K.-Korr.) Auf dem Gebiete der Michverſorgung 
der Stadt Zürich hat ſich in der letzten Zeit ein bemerkens— 
werter Vorgang abgeſpielt, der zur Förderung unſerer 
Milchgenoſſenſchaft nicht wenig beitragen dürfte. Die mit 
halbwegs gemeinnützigem Charakter arbeitende Zentral— 
molkerei hat ſich mit der Dr. N. Gerberſchen Molkerei zu 
der „Vereinigten Molkerei A.-G. Zürich“ fuſioniert. Dieſe 
beiden größten Milchverſorgungsanſtalten werden nun alſo 
ein Inſtitut mit nackten kapitaliſtiſchen Intereſſen. Die Be— 
völkerung Zürichs und insbeſondere die lohnarbeitende Kon— 
ſumentenſchar wird hoffentlich dazu kommen, die gegebenen 
Konſequenzen zu ziehen. Denn noch nie, und heute weniger 
denn je, haben Unternehmungen privatkapitaliſtiſchen Cha- 
rakters die Intereſſen des allgemeinen Volkes auf die Dauer 
wahrgenommen. Eine zweckdienliche Milchverſorgung der 
Stadt Zürich iſt nur möglich durch ein auf breiteſter ge— 
noſſenſchaftlicher Grundlage aufgebautes Inſtitut. 
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Der Ausſchuß des Aufſichtsrates hat in ſeiner Sitzung 
vom 29. September 1909 folgende Genoſſenſchaft in den 
Verband aufgenommen: 

Konſumverein Hauſen a. Albis (Kanton Zürich), 
gegründet am 22. März 1908, ins Handelsregiſter ein— 
getragen am 11. Mai 1908, 86 Mitglieder, zugeteilt dem 
XI. Kreiſe (Vorort Zürich). 


Kreiskonferenzen. Die Konferenz des 14. Kreiſes 
findet nicht, wie ſeiner Zeit angekündigt, am 17., ſondern 
am 24. Oktober in Appenzell ſtatt (vergl. Inſerat). 


Verantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchweil. gonſumberrine. — Verantwortliche Redaktion: Dr. Oskar Schär. 


Die berühmte Rurzſichligkeil 


der Herren Geſchäftsreiſenden erfährt folgende draſtiſche 
Beleuchtung durch eine unſerer Konſumvexeinsperwaltungen: 


„Das Plakat betr. Nichtempfang der Ge— 
„ſehäftsreiſenden hätte 10 Mal größer ſein 
„ſollen, die Herren ſcheinen dasſelbe nicht zu be⸗ 
„achten; man hat die Kurzſichtigkeit der Herren 
„Geſchäftsreiſenden zu wenig berückſichtigt.“ 


Die offenſichtliche Kurzſichtigkeit der Herren Geſchäftsreiſenden 
kann unzweifelhaft nur durch einen radikalen operativen Tingriff, 
d. h. durch konſequenkte Abweiſung geheilt werden. 


E — ——!.. —. 
Ein Urteil über die Funktion des V. S. K. ! 


„Neben der Garantie guter und vorteil- | 
hafter Bedienung if durch den Umſtand, daß 
der Verband an Stelle von ſehr vielen Liefe- 
ranten tritt, die Arbeit und Aufſicht für die 
Verwaltungsorgane ſehr erleichtert.“ 


(Aus: Jahresbericht pro 1908/09 der K.-G. Uetikon a. S.) 


.-- 


Die Beherzigung dieſer ſchlichten Zeilen würde — deſſen find wir ſicher — auch 
manche Vereinsverwaltung vor großen Warenlagern und Ladenhütern ſchützen, 
welche durch die vielen Lieferanten und Geſchäftsreiſenden aufgebunden werden. 
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Unsere Röst- Kaffee. 


Mo. A. Extra kräftige, billige Spezial-Mischung für die Westschweiz. 
„ 000. Kräftige, billige Santos-Mischung, speziell für die Westschweiz. 
„ 00. Ausgiebige, südamerik. Mischung, beliebt in der ganzen Schweiz. 


77 O0. Feine, sehr beliebte Zentralamerika-Mischung, gangbarste Sorte 
für die ganze Schweiz. 


„OAA. Kräftige, ausgiebige Rio-Mischung für die Westschweiz. 
27 1. Kräftige, ausgiebige Liberia-Mischung für Jura und Ostschweiz. 


„ IA. Milde Salvador-Mischung für die ganze Schweiz (speziell in der 
zentralen, sehr beliebt). 


77 2. Westind. Mischung, fein u. kräftig, sehr beliebt in der ganzen Schweiz. 
77 B. Feine, sehr gut eingeführte Malabar-Mischung für die ganze Schweiz. 
77 3. Milde, feine Guatemala-Mischung. 

„ 4. Hochfeine, ausgiebige Java-Mischung. 

75 5. Hochfeine, edle Préèanger-Porto-Rico-Mischung. 

Fr 6. Kräftige Salvador-Perl-Mischung für Ost- und Zentralschweiz. 
„ 7. Milde, südamerikanische Perl-Mischung. 


77 8. Kräftige, ausgiebige Mexikaner-Perl-Mischung, speziell in der 
Ostschweiz beliebt. 


72 9. Hochfeine, ausgiebige, sehr beliebte Malabar-Perl-Mischung, in 
der ganzen Schweiz sehr beliebt. 
„ 10. Extrafeine, ausgesuchte Porto-Rico- u. Ostindisch Perl-Mischung. 
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Der rapid zunehmende Konsum in allen unseren Röstkaffee-Sorten 
liefert uns den Beweis, dass sie in jeder Hinsicht den Konkurrenzprodukten 
ebenbürtig und dazu wohlfeiler sind. 
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Die beste Wahrung der Interessen der Konsumvereinsmitglieder besteht 
in der Deckung des Bedarfs bei der eigenen Grosseinkaufsstelle. 
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Verantwortlich für den Druck: G. Krebs in Baſel. 


